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1 Vorwort 

Sehr geehrte Vorstände, Fachbeiräte und Vereinsmitglieder, 

geschätzte interessierte Leserinnen und Leser, 

Sie halten den Jahresbericht 2017 des Landschaftserhaltungsverbands Landkreis 

Tuttlingen e. V. in den Händen. Wiederum liegt ein turbulentes und spannendes Jahr 

hinter dem LEV. Seit Februar 2017 verstärkt Frau Kewes als Stellvertretende 

Geschäftsführerin die Geschäftsstelle. Zum Ende des Jahres hat die Natura 2000-

Fachkraft in der Unteren Naturschutzbehörde, René Szymkowiak, das Landratsamt 

Tuttlingen verlassen. Wir möchten uns bei Herrn Szymkowiak und auch bei der UNB 

für die konstruktive und gute Zusammenarbeit bedanken, die die Umsetzung vieler 

Pflegemaßnahmen ermöglicht hat. 

Im Kerngeschäft, der Umsetzung von Maßnahmen nach der 

Landschaftspflegerichtlinie, wurden wieder viele Pflegemaßnahmen organisiert und 

beauftragt sowie Bewirtschaftungsverträge geschlossen. Mit Stand vom 27. März 

2018 wurden 17 fünfjährige Verträge ab 2018 mit 52.502,67 € jährlichen 

Förderkosten auf 53,9 ha Fläche unterzeichnet. Auffällig war, dass sich viele 

Landwirte, mit denen die Geschäftsstelle teils bereits seit Monaten im Gespräch war, 

bis Ende des Vorjahres nicht entscheiden konnten, ob und unter welchen 

Bedingungen sie einen LPR-Vertrag abschließen möchten. Fünfjährige Verträge 

nach LPR-Teil A können bis Mitte März geschlossen werden. Die endgültigen Zahlen 

im Vertragsnaturschutz liegen also immer erst Mitte bis Ende März vor. 

Im Jahr 2017 war der Verein zudem in zwei Projekten aktiv. Zum einen wurde ein 

Projekt des Regierungspräsidiums Freiburg zur Gewinnung von gebietsheimischem 

Saatgut unterstützt. Zum anderen begann das Vorprojekt zum Schäfereikonzept, in 

dessen Zuge viele (potentiell) beweidbare Flächen begangen und beurteilt wurden, 

um deren Erhalt langfristig sicherzustellen und die Schäfer im Kreis zu unterstützen. 

Die bereits im letzten Jahresbericht erwähnte Diskussion um die landwirtschaftliche 

Bruttofläche ging 2017 weiter. Die Auslegung der Kriterien wurde seitens des 

Regierungspräsidiums noch einmal verschärft. Eine Folge war, dass der LEV 

unzählige Änderungsverträge bearbeiten musste, was einen erheblichen Teil der 

Arbeitskapazitäten gebunden hat. 
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Ein großer Fortschritt ist im Bereich der Erstpflege (Maßnahmen nach LPR-Teil B) zu 

verzeichnen. Diese Maßnahmen sind zur Vorbereitung von fünfjährigen A-Verträgen 

nötig. Durch diese - es handelt sich hauptsächlich um Entbuschungs- und 

Gehölzentnahmen auf Magerrasen und Heiden -  trägt der 

Landschaftserhaltungsverband zum Biotopverbund bei, der für den Erhalt der 

Biodiversität von großer Wichtigkeit ist. 

Ein weiteres Tätigkeitsfeld war die Öffentlichkeitsarbeit. Diese konnte in diesem Jahr 

wieder intensiviert werden. Neben mehreren Pressemeldungen wurden zwei 

Exkursionen durchgeführt und eine Informationsveranstaltung zur Herbstzeitlosen 

organisiert, die mit über 100 Besuchern aufzeigte, wie sehr den Landwirten das 

Thema unter den Nägeln brannte. 

2018 wird der LEV die Arbeit am Saatgutprojekt und am Schäfereikonzept fortsetzen, 

auf den letztjährig erstgepflegten Flächen Verträge abschließen sowie generell neue 

ein- und fünfjährige Maßnahmen vorbereiten. Durch die geplanten 

Sammelverordnungen für FFH-Gebiete und einige Nachkartierungen von FFH-

Mähwiesen wird die Beratung in diesem Bereich voraussichtlich im Vergleich zum 

Vorjahr wieder zunehmen. 

Eine große Herausforderung stellen die Ende 2019 auslaufenden fünfjährigen LPR-

Verträge dar. Dies ist der Umstellung der LPR auf neue Vergütungssätze 2015 

geschuldet. Da die Evaluation und die Neuanlage von 140 Verträgen mit fast 900 ha 

Fläche und einem Volumen von jährlich 340.000 € in einem Jahr kaum zu realisieren 

sein wird, plant die Geschäftsstelle, einen Teil der Evaluationen schon 2018 

durchzuführen. Eine personelle Unterstützung durch den Verein und/oder den Kreis 

für 2019 wäre zielführend und sollte diskutiert werden. 

2017 konnte die Gemeinde Gunningen als neues Mitglied im 

Landschaftserhaltungsverband begrüßt werden. 

Ein großer Dank geht wiederum an alle Partner des LEV: die Bewirtschafter der 

Vertragsflächen, die Gemeinden und das Land, die auf ihren Flurstücken 

Naturschutzmaßnahmen zulassen, die Untere Landwirtschafts- und die Untere 

Naturschutzbehörde im Landratsamt, das RP Freiburg, die Vorstände und 
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Fachbeiratsmitglieder des Vereins, und alle, die den Verein auf ihre Art und Weise 

unterstützen. 

Wir wünschen Ihnen nun viel Spaß beim Lesen des Berichts und hoffen auch für 

2018 auf gute Zusammenarbeit und Ihre Unterstützung. 

Mit freundlichen Grüßen, 

 

Thomas Stehle,     Christine Kewes, 

Geschäftsführer     Stellvertretende Geschäftsführerin 
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2 Umsetzung der Landschaftspflegerichtlinie 

Die Landschaftspflegerichtlinie (LPR) ist in die Teile A bis E untergliedert. Der LEV 

Tuttlingen setzt derzeit vor allem Maßnahmen der Teile A und B um. LPR-Teil A 

beinhaltet Verträge mit einer Laufzeit von fünf Jahren. In diesem Teil der LPR werden 

großflächige Maßnahmen wie pflegende Bewirtschaftung und 

Extensivierungsmaßnahmen umgesetzt. Sie werden von der EU kofinanziert. 

Vertragsnehmer sind in der Regel Landwirte. 

LPR Teil B beinhaltet einjährige Maßnahmen und gliedert sich in Anträge, Aufträge 

und Verträge auf. Der gesamte LPR-Teil wird über das Kreispflegeprogramm 

abgewickelt. Dafür wird dem Kreis durch das RP Freiburg jährlich ein bestimmtes 

Budget zur Verfügung gestellt. Über den Teil B werden Arten- und 

Biotopschutzmaßnahmen wie z. B. Betreuung von Krötenzäunen oder Heckenpflege 

abgewickelt. 

2.1 Tätigkeiten des LEV im LPR-Teil A 

Der Teil A der Landschaftspflegerichtlinie behandelt den Vertragsnaturschutz. Es 

werden fünfjährige Pflegeverträge abgeschlossen. 

Tabelle 1: Vertragsflächen und -volumen der durch den LEV im Jahr 2017 bearbeiteten A-
Verträge 

  Anzahl Fläche (ha) 
jährliche 

Fördersumme (€) 
gesamte 

Fördersumme (€) 

Neuverträge 17 53,9148 52.502,67 262,513,35 

Anschlussverträge 0 0 0,00 0,00 

Änderungsverträge 69 419,1532 205.145,55 1.025.727,75 

Summe: 84 466,8144 250.729,68 € 1.253.648,40 € 

 

2.1.1 Neuverträge 

Es konnten 17 Neuverträge mit Beginn 2018 auf 53,9 ha und mit einem 

Fördervolumen von 52.502,67 € (bzw. 262.513,35 € über die fünfjährige Laufzeit) 

abgeschlossen werden. Diese müssen bis acht Wochen vor Abgabe des 

Gemeinsamen Antrags, d.h. bis zum 20. März, abgeschlossen sein. Danach werden 

die Vertragsflächen in die landwirtschaftlichen Systeme importiert, sodass sie für die 

Antragstellung zur Verfügung stehen. Dies bedeutet, dass die Verträge die bis 
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Jahresende noch nicht abgeschlossen werden konnten, zu Beginn des neuen Jahres 

fertig bearbeitet werden können. 

Viele Landwirte finden auch erst im Winter und im Hinblick auf die nahende Antrag-

Stellung die Zeit, sich mit der Möglichkeit von LPR-Verträgen zu beschäftigen und 

endgültige Entscheidungen über das Ob und das Wie solcher Verträge zu treffen. 

Außerdem bestanden zum Jahresabschluss etliche Ideen für weitere Verträge. Unter 

anderem sollten einige der schon lange im B-Bereich immer wieder einjährig 

beauftragten Maßnahmen in den A-Bereich übernommen werden. 

Als Ziel im Arbeitsprogramm war der Abschluss von Neuverträgen im Wert von 

150.000 € formuliert. Dies konnte nicht erreicht werden.  

 

Abbildung 1: Entwicklung der Fördersumme der durch den LEV bearbeiteten A-Verträge 2013-2018: die 
Ellipse zeigt, welche Verträge 2017 bearbeitet wurden 

Gründe für das Nichterreichen des Zielwertes gibt es mehrere. Zum einen mussten 

2017 sehr viele Änderungsverträge für bestehende Pflegeverträge gemacht werden. 

Mehr dazu lesen Sie im entsprechenden Abschnitt weiter unten. Mit den 

Änderungsverträgen war die Geschäftsstelle wochenlang beschäftigt und konnte 

entsprechend in der Zeit keine Neuverträge vorbereiten. Ein weiterer Grund besteht 

darin, dass der LEV nach der Datenschutzgrundlage, die 2017 noch galt, keine 
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Bewirtschafterdaten von der Unteren Landwirtschaftsbehörde bekommen konnte. Es 

bestanden massive Bedenken von Behördenseite, einem Verein personenbezogene 

Daten zur Verfügung zu stellen. Im ungünstigen Fall bestanden also Ideen zur 

Aufwertung bestimmter Flächen über LPR-Verträge. Es konnten jedoch keine 

Verträge angeboten werden, da der Bewirtschafter nicht ausfindig gemacht werden 

konnte. Ende 2017 wurde das Naturschutzgesetz des Landes überarbeitet. Die 

Änderung des Datenschutzparagrafen ermöglicht den Behörden nun, den LEVs die 

Daten bereitzustellen, die diese zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen. Derzeit wird 

am MLR die technische Umsetzung dieser Änderung geprüft. 

Weiterhin besteht natürlich auch für jeden Bewirtschafter die Möglichkeit, angebotene 

Verträge abzulehnen, was auch 2017 in einigen Fällen passiert ist. LPR-Verträge 

werden auf rein freiwilliger Basis abgeschlossen. Die Gründe für eine Ablehnung sind 

vielfältig. Bei manchen Betrieben passt die Bewirtschaftung nicht in ihr 

Betriebskonzept. Anderen ist beispielsweise die Differenz zwischen dem höheren 

Fördersatz der LPR und dem Fördersatz des FAKT-Programms für die zu erfüllenden 

Auflagen nicht hoch genug. So wurden Verträge mit einem Umfang von ca. 132 ha 

mit einer Fördersumme von 81.000 €, größtenteils bis zur Unterschriftsreife, 

vorbereitet die nicht abgeschlossen werden konnten. 

Ein dritter Grund für das Nichterreichen des Zielwertes ist die Aufarbeitung von 

Rückständen. Durch die Personalwechsel und nicht voll besetzte Geschäftsstelle der 

Vergangenheit sind einige Dinge „liegen geblieben“. Die Aufgaben reichten von der 

Änderung der Fahrzeugversicherung bis zur Aufarbeitung der Vertragszahlen und -

inhalte der Vorjahre. Weiterhin wurden auch viele grundsätzliche Fragen aufgeworfen 

und geklärt, zum Beispiel zu Herbstzeitlosen und Jakobs-Kreuzkraut, zu 

Angebotseinholung und Vergabe oder zu grundsätzlichen Fragen der LPR und der 

Verteilung von Zuständigkeiten. 

Ein weiterer wichtiger Grund dafür, warum nicht so viele A-Verträge abgeschlossen 

wurden wie geplant, liegt darin, dass viele Flächen erst über einjährige Maßnahmen 

erstgepflegt werden mussten, bevor sie in fünfjährige Verträge aufgenommen werden 

können. Ein klassisches Beispiel ist die Entbuschung und die Entfernung von 

Gehölzen auf länger nicht bewirtschafteten Standorten (Erstpflege). Diese ist oft 

Voraussetzung, um eine dauerhafte Pflege, wie beispielsweise eine Beweidung, zu 
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etablieren. Für alle Aufträge, die voraussichtlich teurer als 1.000 € werden, müssen 

mindestens drei Angebote eingeholt werden. Die Einholung von Angeboten und die 

Auftragsvergabe erfolgten bisher über die Untere Naturschutzbehörde. In vielen 

Fällen macht es jedoch keinen Sinn, eine weitere, bisher nicht involvierte Person der 

UNB in ein Projekt einzubinden, nur um die Angebotseinholung in einer Hand zu 

belassen. 

Daher beschäftigten sich die Mitarbeiter der Geschäftsstelle 2017 mit Vergaberecht, 

Angebotseinholung, Leistungsbeschreibungen und verwandten Themen und konnten 

erste Erfahrungen in dem Bereich sammeln. Die Vergabe von Aufträgen zur 

Erstpflege, die der Vorbereitung von A-Verträgen dienen, wird dauerhaft Thema des 

LEV sein, weshalb die grundsätzliche Beschäftigung mit der Materie, die relativ viel 

Zeit gekostet hat, auch gut investierte Zeit war. Die frisch erstgepflegten Flächen 

können dann ab 2018 bzw. 2019 in A-Verträge übernommen werden. 

2.1.2 Anschlussverträge 

Anschlussverträge wurden 2017 nicht vorbereitet. Es lief nur ein bestehender 

Pflegevertrag aus. Dieser konnte aufgrund einer geänderten Schutzgebietskulisse 

nicht verlängert werden. Mit dem Vertragsnehmer wurden jedoch Gespräche über 

einen Vertrag an anderer Stelle geführt. 

2.1.3 Änderungsverträge und Bruttoflächendiskussion 

Änderungsverträge haben die Geschäftsstelle 2017 in einem bisher nicht gekannten 

Ausmaß beschäftigt. Waren 2016 insgesamt 24 Änderungsverträge zu bearbeiten, so 

waren es 2017 bereits 69. 22 davon erfolgten aufgrund von fachlichen Anpassungen, 

der Aufnahme weiterer Flurstücke oder wegen Bewirtschafterwechseln. 47 der 

Änderungsverträge wurden durch Änderungen der Bruttofläche oder die verzögerte 

Festlegung derselben erforderlich. Weitere Informationen zur Bruttofläche sind im 

Anhang zu finden. 

Es wurden also 47 Verträge aufgrund von Bruttoflächenänderungen erforderlich. 33 

davon betrafen bestehende Verträge, bei denen im Rahmen von Kontrollen die 

Flächen angepasst wurden. Bei weiteren 14 hatte der LEV vorab um eine 

Neueinschätzung der Bruttofläche gebeten, damit die Festlegung möglichst aktuell 

vorliegen und somit hoffentlich während der fünfjährigen Laufzeit keine weitere 
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Flächenanpassung erforderlich sein würde. Da die Vermesser der 

Landwirtschaftsbehörde die Neueinschätzung der Flächen aus zeitlichen und 

technischen Gründen nicht rechtzeitig abarbeiten konnten, wurden etliche Verträge 

auf der „alten“ Bruttofläche abgeschlossen. So konnte die Frist für den Abschluss der 

Verträge eingehalten werden. Im Nachgang wurde die Bruttofläche angepasst und 

ein entsprechender Änderungsvertrag angelegt. 

Bei den 33 Änderungsverträgen auf Grund der Bruttoflächenänderung in der 

Vertragslaufzeit wurden insgesamt 1,5 ha aus den LPR-Verträgen entfernt. Das 

entspricht einer Minderauszahlung von 183,59 €. Hierfür war nicht nur die Arbeit des 

LEV, sondern auch von Mitarbeitern der Unteren Landwirtschafts- und 

Naturschutzbehörden nötig. Der LEV war mit den Änderungsverträgen wochenlang 

beschäftigt. Zumindest konnten die Verträge in diesem Zuge auch inhaltlich 

überarbeitet und angepasst werden, wo dies sinnvoll erschien. Dazu waren teilweise 

weitere Absprachen mit den Bewirtschaftern erforderlich. Dies geschah auch im 

Hinblick auf die vielen 2019 auslaufenden Verträge und die Vorwegnahme eines Teils 

der Arbeit. Insgesamt standen Aufwand und Kosteneinsparung jedoch in keinerlei 

sinnvollem Verhältnis zueinander. 

Um zu praktikableren Regelungen zu kommen haben die LEVs im Land und auch 

der LEV Tuttlingen mehrere Gelegenheiten ergriffen, die Probleme „nach oben“ zu 

tragen. Das Thema wurde bei mehreren Besprechungen mit Vertretern des 

Regierungspräsidiums angesprochen. Sie war ebenfalls Thema beim Termin mit 

Staatssekretär Dr. Baumann (UM) am Alten Berg in Böttingen und wurde dort 

genutzt, um vor Ort zu zeigen, welche Auswirkungen die Bruttoflächenfestlegung 

konkret vor Ort haben kann. (Mehr dazu lesen Sie im Kapitel über die 

Öffentlichkeitsarbeit.) 

2.1.4  Entwicklung der durch den LEV bearbeiteten A-Verträge 

Die folgenden zwei Abbildungen geben einen Eindruck der Fördersummen und der 

Förderflächen aller im jeweiligen Jahr gültigen LPR-A-Verträge. 2013, also vor 

Gründung des LEV, gab es A-Verträge auf 600 ha Fläche mit einem jährlichen 

Fördervolumen von knapp 120.000 €. Beide Zahlen konnten im Laufe der Jahre 

kontinuierlich gesteigert werden. 2018 sind A-Verträge auf 1.236 ha und im Wert von 

570.000 € jährlich gültig.  
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Abbildung 2: Entwicklung der Fördersummen aller im jeweiligen Jahr gültigen A-Verträge 

 

 

Abbildung 3: Entwicklung der unter LPR-A-Vertrag liegenden Flächen, angezeigt werden die Flächen aller 
im jeweiligen Jahr gültigen A-Verträge 
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2.2 Tätigkeiten des LEV im LPR-Teil B 

Einjährige Maßnahmen werden über den LPR-Teil B – Arten- und Biotopschutz 

abgewickelt. Man unterscheidet in einjährige Verträge, Aufträge und Anträge. Die 

einjährigen Verträge ähneln fünfjährigen Verträgen. Aus verschiedenen Gründen 

können diese nicht für einen Fünfjahreszeitraum abgeschlossen werden. Über 

Aufträge, bei denen jemand durch den LEV oder durch die Naturschutzbehörde 

beauftragt wird, werden einmalig anfallende Arbeiten, z. B. eine Entbuschung, 

durchgeführt. Anträge werden von Landwirten, Privaten oder Naturschutzverbänden 

für Pflegemaßnahmen, die sie vorschlagen, gestellt, um eine finanzielle 

Unterstützung für diese zu bekommen. Verträge, Aufträge und Anträge unterscheiden 

sich auch darin, wie hoch die Förderung ausfallen kann. Der B-Bereich wird häufig 

auch als Kreispflegeprogramm bezeichnet. 

Die für 2017 angekündigten Mittelkürzungen im B-Bereich sind glücklicherweise weit 

geringer ausgefallen als befürchtet. Nachdem 2016 die Kürzungen vor allem auf 

Kreisebene stattgefunden hatten, waren 2017 die Regierungspräsidien stärker von 

den Kürzungen betroffen. In Tuttlingen konnten fast alle geplanten Maßnahmen 

durchgeführt werden. 

2.2.1 Umgesetzte Maßnahmen in Anträgen, Aufträgen und Verträgen 

Anträge werden im Kreis Tuttlingen vollständig von der Unteren Naturschutzbehörde 

bearbeitet. Allerdings hat sich 2017 ergeben, dass mehrere Antragsteller vorab 

Beratung durch den LEV gewünscht haben. Diesem Wunsch wurde entsprochen. 

Alle Anträge, die nach dieser Beratung gestellt wurden, wurden bewilligt. Insgesamt 

wurden zehn Antragsteller beraten. 

Aufträge wurden erstmals 2017 verstärkt vom LEV bearbeitet. In der Vergangenheit 

wurde die UNB tätig und holte Angebote ein und erteilte die Aufträge, wenn der LEV 

eine Maßnahme wünschte. 2017 hat sich die Geschäftsstelle erstmals mit 

Vergaberecht, Angebotseinholung und Auftragsvergabe beschäftigt und erste 

Erfahrungen gesammelt. Die formelle Auftragserteilung erfolgt weiterhin über die 

UNB oder das RP. Die vorbereitenden Arbeiten wie Leistungsbeschreibung und das 

Anschreiben an möglichicherweise interessierte Landwirte und Dienstleister wurde 

jedoch in einigen Fällen vom LEV übernommen. So konnten 20 Aufträge bearbeitet 

werden, von denen 13 durch den Landkreis und sieben durch das 
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Regierungspräsidium beauftragt und bezahlt wurden. Die Maßnahmen hatten einen 

Wert von rund 88.500 €. Die Auftragsvergabe wird auch zukünftig als Vorbereitung 

für fünfjährige Verträge eine wichtige Rolle spielen. 

2017 konnten erneut 15 B-Verträge im Wert von 27.000 € abgeschlossen werden. 

2.2.2 Entwicklung der durch den LEV bearbeiteten B-Maßnahmen 

 

Abbildung 4: Entwicklung der Fördersumme der durch den LEV bearbeiteten B-Maßnahmen; ab 2017 
wurden auch Aufträge vorbereitet, die entweder über die UNB oder das RP beauftragt wurden 

Die Grafik zeigt einen Ausschnitt aus den gesamten im Kreis Tuttlingen 

durchgeführten B-Maßnahmen. Die B-Verträge liegen seit der Gründung des LEV 

auch in seiner Zuständigkeit. 2017 wurden weniger B-Verträge geschlossen, weil ein 

Teil der bisherigen Verträge in fünfjährige A-Verträge überführt wurde. Anträge 

werden über die UNB bearbeitet und erscheinen daher nicht in der Grafik. Aufträge 

wurden bis 2016 vollständig von der UNB bearbeitet. 2017 übernahm die UNB 

wiederum einen Teil davon, der LEV  bearbeitete erstmals jedoch auch selbst 

Aufträge. Diese wurden dann formell entweder über die UNB oder über das RP 

beauftragt. Die Tabelle oben stellt also einen Ausschnitt des Kreispflegeprogramms 

dar, beinhaltet aber auch Maßnahmen, die im Kreispflegeprogramm nicht aufgeführt 

sind, da sie über das Regierungspräsidium bezahlt wurden. 
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2.3 Tätigkeiten des LEV in den LPR-Teilen C-E 

Die LPR-Teile C (Grunderwerb), D (Investitionen) und E (Dienstleistungen) spielen 

für den LEV in der täglichen Arbeit keine bis untergeordnete Rolle. Für 

Grunderwerbsfragen ist der LEV nicht zuständig. Anträge auf Förderung kleinerer 

Investitionen und auf Dienstleistungen werden, so sie denn vorkommen, 

üblicherweise über das Kreispflegeprogramm abgewickelt. Grundsätzlich kann auch 

der LEV Anträge auf Investitionen oder Dienstleistungen stellen. Von dieser 

Möglichkeit soll Gebrauch gemacht werden, wenn sich die Gelegenheit bietet. So 

könnten Artexperten, Kartierungen, Lehrpfadtafeln und ähnliches über diese 

Instrumente bezahlt werden. 

Der LEV unterstützte 2017 den Antrag eines Schäfers auf Investitionsförderung zum 

Stallbau beim Regierungspräsidium mit einer Stellungnahme zu seinen 

naturschutzfachlichen Leistungen. 

2.4 Entwicklung des Gesamtfördervolumens der durch den LEV betreuten 

Vorgänge 

 

Abbildung 5: Entwicklung der Fördersumme aller im jeweiligen Jahr gültigen und durch den LEV 
bearbeiteten A- und B-Maßnahmen 

Insgesamt wurden im LPR-Teil A weniger Gelder umgesetzt als geplant. Im B-

Bereich wurden dagegen deutlich mehr Maßnahmen umgesetzt und es konnte mehr 
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Geld in den Kreis geholt werden als geplant. Viele B-Maßnahmen waren als 

Vorbereitung künftiger A-Verträge unerlässlich. Insgesamt konnte der LEV 

Maßnahmen im Wert von 161.405 € generieren. 

 

3 Erhalt von Mähwiesen 

Magere Flachland-Mähwiesen (LRT 6510) und Magere Bergmähwiesen (LRT 6520) 

sind inner- und außerhalb von FFH-Gebieten zu finden und zu schützen. 

Grundsätzlich sind Mähwiesen über das Förderinstrument FAKT (Förderprogramm 

für Agrarumwelt, Klimaschutz und Tierwohl) zu fördern. Eine Förderung über die LPR 

ist nur möglich, wenn die Maßnahmen einem höherwertigen Schutzziel dienen. 

Aus diesem Grund ist hier das 

Haupttätigkeitsfeld des LEVs die 

Beratung von Eigentümern und 

Bewirtschaftern von Mähwiesen. Ein 

Schwerpunkt sollte 2017 erneut auf der 

Gemarkung Ippingen liegen. In Ippingen 

hatte es nach der letzten Kartierung 

2013 besonders hohe Verluste an 

Mähwiesen zu verzeichnen gegeben. 

2015 wurden die Landwirte, die 

Verlustflächen bewirtschaften, durch 

den LEV beraten. Die Bewirtschafter 

sollten 2017 erneut kontaktiert und die 

Flächen erneut begangen werden. Es 

sollte abgeschätzt werden, ob die 

Beratung zu einer Verbesserung des Zustands geführt hat und ggf. welche Schritte 

für eine Rückführung unternommen werden müssen. 

Die erneute Beratung in Ippingen wurde verschoben. Das Regierungspräsidium hat 

2017 die für zwei bis drei Jahre nach dieser Beratung versprochene 

Wiederholungskartierung durchgeführt. Der LEV informierte die aus dem 

Abbildung 6: Mähwiesen in Ippingen 



 

17 

Dialogverfahren bekannten Landwirte über die Neukartierung. Mit den neuen 

Ergebnissen sollte dann wiederum auf die Landwirte zugegangen werden. Allerdings 

gab es mit dem neuen Landes-Tool zur Mähwiesen-Erfassung noch solche 

Komplikationen, dass die Dateneingabe durch das kartierende Büro bis Ende 2017 

andauerte. Für Januar 2018 wurde der LEV zu einer Besprechung der Ergebnisse 

mit dem Kartierer und dem Regierungspräsidium eingeladen. Anhand der Ergebnisse 

soll noch entschieden werden, wie weiter verfahren wird. 

Ein Teil der Mähwiesen konnte wiederhergestellt werden. Ein anderer Teil muss nicht 

wiederhergestellt werden, da er zum Beispiel anderen Lebensraumtypen zugeordnet 

werden konnte. Auch kartiertechnisch entstandene Kleinstflächen müssen nach 

derzeitiger Regelung nicht wiederhergestellt werden. Über die immer noch 

bestehenden Verlustflächen werden eventuell weitere Gespräche mit den Landwirten 

geführt. 

4 Projekte 

Im Jahr 2017 war der Verein in zwei Projekten aktiv. Das Vorprojekt zum 

Schäfereikonzept wurde gestartet. Außerdem beteiligte man sich, wie bereits 2016, 

an einem Projekt des Regierungspräsidiums Freiburg zur Gewinnung von 

gebietsheimischem Saatgut. 

4.1 Schäfereikonzept 

Sinn und Zweck des Schäfereikonzeptes ist es, in einem Landkreis, der stark geprägt 

ist von Magerrasen und (Wacholder-) Heiden, alle potentiell beweidbaren Biotope 

und Lebensräume zu erfassen, zu beurteilen und anschließend Maßnahmen zu ihrer 

Erhaltung oder ihrer Verbesserung zu ergreifen. Profitieren werden davon mehrere: 

Das typische Landschaftsbild des Landkreises Tuttlingen wird erhalten, was 

Einheimische und Besucher erfreuen wird. Die typischen Lebensgemeinschaften aus 

Pflanzen und Tieren werden ebenfalls profitieren. Nicht zuletzt sollen die Schäfer und 

andere Weidetierhalter unterstützt werden, indem weitere Beweidungsflächen 

gefunden und gegebenenfalls einer Erstpflege unterzogen werden.  

Der LEV hat dabei zwei Flächentypen im Blick. Zum einen gilt es, brachgefallene 

beweidbare Flächen zu identifizieren und sie wieder in die Nutzung zu bringen. Zum 
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anderen gibt es Flächen, die bereits bewirtschaftet werden, teils sogar mit LPR-

Vertrag, deren Zustand aber trotzdem nicht optimal ist. Hier soll das 

Schäfereikonzept herausfinden, woran das liegt, konkrete Probleme identifizieren 

und helfen, diese zu lösen. Typische Probleme sind beispielsweise: 

- Ein Schäfer erreicht die Weidefläche nicht zu der Zeit, zu der er beweiden soll, 

da ringsum Äcker liegen, die noch nicht abgeerntet wurden. Zieht der Schäfer 

mit seiner Herde durch, riskiert er Schäden an den Ackerkulturen. 

- Ein Schäfer bewirtschaftet einen Steilhang. Bisher hat er das Wasserfass für 

seine Tiere auf einer benachbarten Fläche abstellen dürfen. Nach einem 

Pächterwechsel und einer Änderung der Nutzung ist das nicht mehr möglich. 

Die Beweidung fällt aus, da die Tiere nicht mit Wasser versorgt werden 

können. 

- Bewirtschaftungsauflagen aus einem bestehenden LPR-Vertrag sind auf lange 

Sicht nicht so gut zum Erhalt der Fläche geeignet wie beim Abschluss 

angenommen. Die Maßnahmen müssen angepasst werden, zum Beispiel 

durch eine Anpassung des Bewirtschaftungszeitraumes. 
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Abbildung 7: Die Lage der im Schäfereikonzept untersuchten beweidbaren Biotope 

Das Schäfereikonzept ist weidetierartenneutral. Außer Schafen und Ziegen sind auch 

Pferde, Wasserbüffel, Rinder, Esel oder andere Arten denkbar. Grundsätzlich muss 

eine Weidetierart zum Standort passen. Mit engagierten Bewirtschaftern und einem 

guten Weidemanagement kann man auch mit alternativen Tierarten gute Erfolge 

erzielen. Der Fokus bei der Umsetzung wird natürlich auch schon aufgrund der 

Verfügbarkeit eher auf den „klassischen“ Weidetieren liegen. 

Das Schäfereikonzept soll nicht zwischen Vollerwerbsbetrieben, 

Nebenerwerbslandwirten und Hobbytierhaltern unterscheiden. Alle Nutzergruppen 

werden mit ihren unterschiedlich großen Herden gebraucht. 

Da die Bearbeitung des Schäfereikonzepts mit den sehr zahlreichen Biotopen und 

Heiden im Kreis die Arbeitskapazität der LEV-Geschäftsstelle übersteigen würde, soll 

es von externen Auftragnehmern übernommen werden. Finanziert werden soll das 
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Projekt über die Stiftung Naturschutzfonds oder über die Landschaftspflegerichtlinie 

(Teil E – Dienstleistungen). Dazu ist eine präzise Projektskizze erforderlich, die auch 

Schätzungen über die Anzahl und Größe der betroffenen Flächen enthält. Es ist also 

ein Vorprojekt erforderlich. Dieses Vorprojekt hat die Mitgliederversammlung des LEV 

Tuttlingen im Mai 2017 beschlossen. 

Die Bearbeitung des Vorprojekts hat 2017 begonnen. Dazu wurde zuerst die baden-

württembergische Biotop-Kartierung ausgewertet. Es wurden alle Biotope 

herausgefiltert, die der Gruppe 36 „Heiden, Mager-, Sand- und Trockenrasen“ 

angehören. Durch diese Vorgehensweise wurden eventuell einige beweidbare 

Feuchtstandorte nicht berücksichtigt, jedoch spielen diese aufgrund der 

naturräumlichen Ausstattung des Kreises eine untergeordnete Rolle und die 

Beweidung feuchter Flächen ist nur sehr eingeschränkt möglich, weil viele Weidetiere 

die Nässe nicht vertragen. Probleme mit dem Tierwohl wären die Folge. Sollten 

beweidbare Feuchtflächen auffallen, so werden diese gerne außerhalb des 

Schäfereikonzeptes bearbeitet. 

2017 wurde die Geschäftsstelle beim Vorprojekt bereits von einem externen 

Auftragnehmer unterstützt. Dr. Florian Wagner, der Agrar- und Landschaftskonzepte 

erstellt sowie landwirtschaftliche Betriebe berät, wobei ein Schwerpunkt auf 

Schäfereien liegt, übernahm den Nordteil des Landkreises. Die Bezahlung erfolgte 

laut Beschluss der Mitglieder aus den Rücklagen des Vereins. Den Rest des Kreises 

übernahmen die Mitarbeiter der Geschäftsstelle. 
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Abbildung 8: Beweidbare Biotope nördlich von Geisingen 

Zur Beurteilung der einzelnen Biotope diente ein einheitlicher Erfassungsbogen. Er 

umfasste die aktuelle Pflege, den naturschutzfachlichen Zustand, möglichen Pflege- 

bzw. Handlungsbedarf, Bewirtschafter (falls bekannt), Beschreibung, 

Optimierungsmöglichkeiten, die Nähe angrenzender Magerrasenstrukturen, eine 

Einschätzung zur möglichen Integration in den Weideverbund und die Einstufung der 

Priorität zur weiteren Bearbeitung. 

Die Biotope wurden anschließend in einem Geoinformationssystem (GIS) erfasst und 

die Daten in eine Datenbank eingegeben. 

 

Abbildung 9: Ausschnitt aus der Datenbank 

Da doch weit mehr Biotope zu begutachten waren als vor Projektbeginn geschätzt, 

wurde die Geschäftsstelle mit den Arbeiten in ihrem Teil des Kreises nicht fertig. 

Bisher wurden vom LEV 175 Biotope begutachtet, bewertet und in die Datenbank 
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eingegeben. Viele Biotope wurden bereits begutachtet, aber noch nicht in der 

Datenbank erfasst.  Einige Gemarkungen fehlen noch vollständig. 

Die von Dr. Wagner bearbeiteten Biotope wurden vollständig erfasst, aber noch nicht 

vollständig in die Datenbank eingegeben. Dies soll Anfang 2018 erfolgen. 

Bisher wurden 253 Teilflächen auf 301 ha erfasst. Der naturschutzfachliche Zustand 

wurde bei 43 % als gut, bei 31 % als ausreichend und bei 25 % als schlecht 

eingestuft. Pflegebedarf besteht auf 80 % der Flächen. 

 

Abbildung 11: Biotop in gutem Zustand: Magerrasen mit Deutschem Enzian und Silberdisteln bei 
Aulfingen 

Abbildung 10: Zustand und Pflegebedarf der bisher begutachteten Biotope 
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Abbildung 12: Biotop in schlechtem Zustand: zugewachsener Magerrasen, ebenfalls bei Aulfingen 

Das Vorprojekt soll nun im Laufe des Jahres 2018 fertiggestellt und eine 

Projektskizze erstellt werden, damit für 2019 Mittel für das Hauptprojekt beantragt 

werden können. Für das Hauptprojekt sind zwei Jahre eingeplant. 

Dabei ist dieser Zeitplan nicht statisch als linearer Ablauf zu verstehen. Einzelne 

Maßnahmen zur Verbesserung wurden vom LEV bereits 2017 in die Wege geleitet. 

Leicht umzusetzende Maßnahmen oder Fälle von besonderer Dringlichkeit sollen 

nicht erst ab 2021 bearbeitet werden, sondern können sofort angegangen werden. 

Zeitaufwändigere und kompliziertere Fälle sollen dann mit den vorgeschlagenen 

Maßnahmen aus dem Hauptprojekt sukzessive abgearbeitet werden. Die Klärung 

von Eigentümerverhältnissen, Vermittlung zwischen Schäfern und angrenzenden 

Bewirtschaftern oder die Unterstützung eines Kleinbetriebs bei der Öffnung und 

anschließenden Beweidung von brachgefallenen Kleinflächen, wie sie sich zum 

Beispiel am Albtrauf im Südwesten des Kreises häufen, erfordert viel Zeit. Die 

Abarbeitung der Maßnahmen soll also situationsbezogen und nach Dringlichkeit 

erfolgen. 
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4.2 Saatgut-Projekt 

Das „Modellprojekt Saatgutgewinnung aus Flachland-Mähwiesen im Landkreis 

Tuttlingen / Großer Heuberg“ ist ein Projekt des Regierungspräsidiums Freiburg. Es 

wird gefördert mit Mitteln der Stiftung Naturschutzfonds. Das beauftragte 

Planungsbüro 365° freiraum + umwelt erprobt innerhalb von drei Jahren die 

Gewinnung von regionalem Saatgut von artenreichen Flächen. Es soll der 

Neuanlage oder Wiederansaat nach Schäden an FFH-Mähwiesen und anderem 

artenreichen Grünland in der nahen Umgebung dienen und dabei möglichst günstig 

sein und gute Saaterfolge mit sich bringen. Der LEV Tuttlingen unterstützt das 

Projekt. 2017 vermittelte der LEV mögliche Spenderflächen sowie mögliche 

Aussaatflächen an das zuständige Planungsbüro. Dazu wurden geeignete Wiesen 

mit den Projektverantwortlichen gemeinsam begutachtet und begangen.  

Weiterhin vermittelte der LEV dem Planungsbüro einen Interessenten für die 

eigentliche Arbeit der Saatgutgewinnung mit dem eBeetle. Auch bei Überlegungen 

zur Organisation der Trocknung des geernteten Materials sowie bei der Suche nach 

möglichen Orten für die Trocknung engagierte sich der LEV. 

Außerdem nahm der LEV an einem von 365° organisierten Pressegespräch mit 

Maschinenvorführung teil. 

 

Abbildung 13: Frau Kewes testet den eBeetle; das Mähgut wird zum Trocknen ausgebreitet 

Das Projekt geht 2018 in das letzte Jahr. Eine Verlängerung des Projekts wurde 

beantragt. Es werden weiterhin vor allem Empfängerflächen gesucht, um die 

Aussaaterfolge zu testen. 

Der Arbeitsumfang des Projekts ist für den LEV eher gering. Eine Verlängerung 



 

25 

würde nicht allzu viel Arbeitskapazität binden. Das Projekt wird jedoch als wichtig für 

den langfristigen Erhalt der Mähwiesen im Kreis eingeschätzt. 

 

5 Öffentlichkeitsarbeit 

Die Öffentlichkeitsarbeit konnte 2017 im Vergleich zum Vorjahr, als die 

Geschäftsstelle fast durchgängig nur mit einer Person besetzt war, wieder intensiviert 

werden. Es gab Exkursionen, Informationsveranstaltungen, Pressemitteilungen 

sowie die Bekanntmachung über Flyer, Visitenkarten und Homepage. 

 

Abbildung 14: Herr Stehle referiert beim Termin mit Staatssekretär Dr. Baumann am Alten Berg in 
Böttingen 

Am 23. Juni 2017 fand eine Exkursion des Kreisverbands von BÜNDNIS 90 / DIE 

GRÜNEN mit dem Staatssekretär im Ministerium für Umwelt, Klima und 

Energiewirtschaft, Dr. Baumann, zum Naturschutzgebiet Alter Berg und ins 

Lippachtal statt. Herr Stehle von der LEV-Geschäftsstelle war neben Dr. Kapfer vom 

Kreisvorstand der GRÜNEN der Hauptreferent. Herrn Dr. Baumann wurden die 
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Pflegemaßnahmen wie Entbuschungen und Beweidung am Alten Berg in Böttingen 

sowie ein Artenschutzprojekt zum Schwarzen Apollofalter im Lippachtal vorgestellt. 

Dr. Baumann hörte sich auch sehr genau die Ausführungen zu den Problemen mit 

der Abgrenzung und Änderungen von landwirtschaftlichen Bruttoflächen an und 

versprach, sich des Themas anzunehmen. 

Eine weitere Exkursion führte die Mitglieder von Vorstand und Fachbeirat des LEVs 

zum Naturschutzgebiet Kraftstein. Dort erläuterten Thomas Stehle und Christine 

Kewes, unterstützt von Gebietsreferent Joachim Genser vom RP Freiburg, die 

Maßnahmen vor Ort. Sie berichteten auch von den vielen Anforderungen, die von 

unterschiedlichen Nutzer- und Interessensgruppen an ein solches Gebiet gestellt 

werden und stellten gefundene Kompromisse vor. Die Exkursion diente dazu, den 

Gremien-Mitgliedern des LEV die tägliche Arbeit der Geschäftsstelle, jenseits von 

Zahlen und Tabellen in den Arbeitsprogrammen und Finanzplänen, vorzustellen. 

Eine Info-Veranstaltung zur Herbstzeitlosen in Mahlstetten in der Betriebshalle von 

Herrn Specker zog über 100 Interessierte an. Eingeladen waren alle Landwirte, die 

im Kreis FFH-Grünland und Magerrasen bewirtschaften. Die Herbstzeitlose ist eine 

giftige Pflanze, die vorwiegend in lückig bewachsenem, magerem Grünland 

vorkommt. Sie kann bei Weidetieren, aber auch bei Tieren, die 

herbstzeitlosenhaltiges Heu fressen, zu Vergiftungen führen. Gerade auf dem 

Heuberg haben die Bestände der Pflanze in den letzten Jahren zugenommen. Viele 

Landwirte fürchten nun die Verfütterung und die Vermarktung des Heus. Teilweise 

war ein Verkauf des Heus bereits nicht mehr möglich, da Heuhändler mittlerweile 

ganze Regionen meiden, unabhängig davon, ob der jeweilige Landwirt betroffen ist 

oder nicht. Drei externe Referenten informierten über die Herbstzeitlose, ihre Biologie 

und Verbreitung, ihre möglichen Auswirkungen auf Tiere und Menschen und die 

Möglichkeiten ihrer Eindämmung. Der LEV konnte so in Zusammenarbeit mit der 

Unteren Landwirtschaftsbehörde und dem Kreisbauernverband viele Landwirte auf 

einmal über ein wichtiges Thema informieren und sich gleichzeitig auch bekannter 

machen. 
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Abbildung 15: Viele Interessierte besuchten den Vortrag über die Bekämpfung der Herbstzeitlosen 

Weiterhin wurde Herr Stehle in den Gemeinderat Gunningen eingeladen, um den 

Landschaftserhaltungsverband vorzustellen. Der Gunninger Gemeinderat beschloss 

danach den Beitritt der Gemeinde zum LEV. 

Auch die Presse berichtete über den LEV. Im Februar wurde in einer 

Pressemitteilung die neue Geschäftsstelle vorgestellt. Im Juni schrieb die 

Schwäbische Zeitung über den Termin mit Staatssekretär Dr. Baumann sowie über 

das Saatgut-Projekt, in dem der LEV Partner ist. Außerdem wurde die Arbeit des LEV 

in der NaturschutzInfo, der Zeitschrift der Staatlichen Naturschutzverwaltung Baden-

Württemberg, vorgestellt (siehe Anhang). 

Die Flyer und Visitenkarten des LEV wurden überarbeitet und neu gedruckt. Auf der 

Homepage konnten nur die dringendsten Updates und Ergänzungen gemacht 

werden. Eine generelle Überarbeitung der Homepage war aus zeitlichen Gründen 

leider nicht mehr möglich und wird auf 2018 verschoben. 

2017 fanden viele Treffen und Termine statt, die nicht im klassischen Sinne zur 

Öffentlichkeitsarbeit zählen, die aber dennoch eine Außenwirkung hatten, sei es 

durch Präsenz und Netzwerken oder sei es durch Termine, bei denen höheren 

Entscheidungsebenen bestehende Probleme und Konflikte vorgestellt werden 

konnten. 
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So nahm die Geschäftsstelle des LEV an einem LEV-Arbeitstreffen im 

Regierungsbezirk Freiburg, dem LEV-Landestreffen, einem Vernetzungstreffen 

zwischen Behörden, LEVs und Bauernverbänden am RP und am 

Gewässernachbarschaftstag in Möhringen teil, lernte die Geschäftsstelle des 

Naturschutzzentrums Obere Donau sowie das Team des Tuttlinger Planungsbüros 

Dr. Kapfer, das viel Expertise in Moor- und Gewässerrenaturierungen hat, kennen. 

Es wurden verschiedene Schulungen und Informationsveranstaltungen besucht, 

darunter zu FIONA, der Stiftung Naturschutzfonds, zum Dialogforum Landwirtschaft 

und Naturschutz, zur Allianz für Niederwild, zur Heuschrecken-Kartierung, zum Max-

Planck-Institut für Ornithologie Radolfzell und zum neuen Düngerecht. 

Umweltminister Franz Untersteller war beim landesweiten LEV-Treffen im Sommer 

2017 zu Gast.  

 

Abbildung 16: Die Geschäftsstellen der Landschaftserhaltungsverbände mit Umweltminister Untersteller, 
Foto: Jürgen Jebram 

Den neuen Leiter der Abteilung 7- Naturschutz- im UM, Herrn Karl-Heinz Lieber, traf 

der LEV gleich an zwei Gelegenheiten. Herr Lieber besuchte ebenfalls das 

landesweite LEV-Treffen. Außerdem fand ein Austausch zwischen LEVs und den 

Natura-2000-Kräften der Landratsämter statt. Hier sollten Best-practice-Beispiele der 

Zusammenarbeit vorgestellt werden. Herr Lieber nahm ebenfalls an der 
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Veranstaltung teil und folgte den Diskussionen aufmerksam. Staatssekretär Dr. 

Baumann war bei mehreren LEVs zu Gast, unter anderem auch in Tuttlingen, und 

ließ sich die Arbeit vor Ort und sich ergebende Probleme vorstellen. Außerdem lud 

die Grünen-Fraktion im baden-württembergischen Landtag unter Leitung von Dr. 

Markus Rösler, Mitglied im Finanz- und Umweltausschuss und naturschutzpolitischer 

Sprecher der Grünen-Fraktion, die LEVs zu einem Fachgespräch ein. 

Weiterhin fanden diverse Besprechungen mit Landwirtschafts- und 

Naturschutzbehörden am Landratsamt und Regierungspräsidium statt. 

Auf Wunsch der Bauernverbände soll in Zukunft der Austausch zwischen Unteren 

und Höheren Landwirtschafts- und Naturschutzbehörden, LEVs und 

Bauernverbänden gestärkt werden. 

 

6 Vereinsarbeit und Führen der Geschäftsstelle 

Die Vereinsarbeit und das Führen der Geschäftsstelle waren weitere Tätigkeitsfelder. 

Die Geschäftsstelle steht allen Interessierten offen und bietet den 

Landbewirtschaftern Beratung und Information zu einem breiten Spektrum an 

Themen im Rahmen der Bewirtschaftung von artenreichen Lebensräumen und 

Kulturlandschaft an. Hinzu kommt die allgemeine Vereinsarbeit wie das Führen der 

Geschäftsstelle, die Führung des Haushalts, die Erstellung von Kassen- und 

Jahresbericht sowie von Wirtschaftsplan und Arbeitsprogramm, die Betreuung der 

Gremienarbeit, Öffentlichkeitsarbeit und Fortbildungen der Mitarbeiter. 

6.1 Mitglieder im Landschaftserhaltungsverband Tuttlingen 

2017 ist die Gemeinde Gunningen dem LEV Tuttlingen beigetreten. Damit hat der 

Verein jetzt 45 Mitglieder. Mit dabei sind der Landkreis, 31 der 35 Gemeinden und elf 

Verbände. Mit Badischem Landwirtschaftlichem Hauptverband, Kreisbauernverband 

und Landesschafzuchtverband sind drei landwirtschaftliche Verbände vertreten. Den 

Naturschutz vertreten Bund für Umwelt und Naturschutz, Naturschutzbund, 

Landesnaturschutzverband, Naturfreunde und Schwäbischer Albverein. Weiterhin 

sind Kreisjägervereinigung, Landesfischereiverband, der Maschinenring Tuttlingen-
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Stockach, der Naturpark Obere Donau und das Naturschutzzentrum Obere Donau im 

Verein vertreten. 

 

7 Künftige Herausforderungen 

2015 wurden die Maßnahmen und Fördersätze der Landschaftspflegerichtlinie 

geändert und angepasst. Überwiegend wurden die Sätze angehoben. Es wurde allen 

Vertragsnehmern die Möglichkeit angeboten, umgehend auf die neuen 

Bewirtschaftungssätze umzusteigen, um Unmut über die geringere Bezahlung in 

noch mehrere Jahre laufenden Verträgen vorzubeugen. Von dieser Möglichkeit 

machten beinahe alle Bewirtschafter Gebrauch. Die Verträge wurden damals als 

Neuverträge mit fünfjähriger Laufzeit angelegt. Das bedeutet, dass 2019 die meisten 

Landschaftspflegeverträge im Land auslaufen werden. Das Erreichen der 

Vertragsziele muss evaluiert und Anschlussverträge müssen mit den Bewirtschaftern 

besprochen und angelegt werden. Im Kreis Tuttlingen sind 140 Verträge auf fast 

900 ha Fläche und mit einem Volumen von jährlich 340.000 € betroffen. Eine 

Bearbeitung durch zwei Personen und innerhalb eines Jahres wird nicht zu schaffen 

sein. 

Die Problematik ist dem Regierungspräsidium und dem Ministerium bekannt. Man 

denkt über Lösungsmöglichkeiten nach. Bisher wurden aber noch keine praktikablen 

Lösungen vorgestellt. 

Die Geschäftsstelle plant, einen Teil der auslaufenden Verträge bereits 2018 zu 

evaluieren. Der größte Teil der Arbeit wird dennoch 2019 anfallen, da die Absprachen 

mit den Bewirtschaftern und die Anlage von Anschlussverträgen nicht vorgezogen 

werden kann. Um die Fortsetzung aller auslaufenden Verträge sicherzustellen und 

die Kontinuität der Arbeit zu wahren, wäre die temporäre Unterstützung der 

Geschäftsstelle durch eine weitere Personalstelle empfehlenswert. Sollte keine 

Fachkraft gefunden werden können, so kann die Arbeit gegebenenfalls auch so 

umverteilt werden, dass eine Bürokraft die nötige Entlastung bringen würde. Auch die 

Unterstützung durch einen Studierenden einer passenden Fachrichtung ist 

grundsätzlich denkbar, wird jedoch aufgrund der Semestertermine wahrscheinlich 
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nicht praktikabel sein. Die Vereinsmitglieder sind aufgefordert, über diese Möglichkeit 

nachzudenken. Das Ansehen des LEV und die vertrauensvolle Zusammenarbeit mit 

Landwirten könnten Schaden nehmen, wenn es nicht gelingt, alle Verträge rechtzeitig 

zu verlängern. 

Im Rahmen dieser Herausforderung bittet die Geschäftsstelle die Mitglieder um 

Verständnis, dass 2018 und 2019 Neuverträge nicht im Umfang wie zum Beispiel 

2015 abgeschlossen werden können. Die Konsolidierung bestehender Pflegeflächen 

sollte Vorrang vor der Neuakquise haben. 

Eine vergleichsweise geringe Herausforderung besteht darin, dass die 

Geschäftsstelle gemeinsam mit Bau- und Umweltamt sowie Wasserwirtschaftsamt 

für die Zeit des Umbaus des Landratsamtes in ein Ersatzgebäude in der Ulrichstraße 

umziehen muss. Dort wird dem LEV nur ein Büro zur Verfügung stehen. Die 

Interimslösung soll voraussichtlich von Mitte Juli 2018 bis Anfang 2021 dauern. 

Neben allen organisatorischen Herausforderungen soll die Arbeit vor Ort, mit den 

Bewirtschaftern und auf der Fläche aber nicht zu kurz kommen. Die Geschäftsstelle 

freut sich auf die Kontakte mit allen, die Interesse an Landschaftspflege und 

Naturschutz haben und auf ihre Ideen, wie man die gemeinsame Sache 

voranbringen kann. Wir freuen uns auf Ihre Anregungen, liebe Leserinnen und Leser, 

das gemeinsame Ausprobieren neuer Maßnahmen und Bewirtschaftungsformen, auf 

angeregte Diskussionen mit Ihnen und auf die Begeisterung und das Engagement 

von allen, die unseren Landkreis so schön erhalten möchten wie er ist. 
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8 Anhang 

8.1 Exkurs Landwirtschaftliche Bruttofläche 

Landwirte erhalten für die Bewirtschaftung ihrer Flächen Direktzahlungen der EU. Die 

Höhe dieser Zahlungen ist betriebsindividuell. Es gibt eine Basisprämie, sowie 

betriebsabhängig eine Prämie für Umweltleistungen, Zuschläge für kleine Betriebe 

sowie evtl. Junglandwirteförderung. Außerdem gibt es noch Zuschläge für die 

Bewirtschaftung von Hängen und in benachteiligten Gebieten. Voraussetzung für den 

Erhalt dieser Zahlungen ist, dass die Flächen ordnungsgemäß landwirtschaftlich 

bewirtschaftet werden und den Kriterien der Landwirtschaftsverwaltung genügen. 

Schließt ein Landwirt einen LPR-Vertrag ab, so erhält er für die betroffene Fläche die 

Betriebsprämie und die LPR-Zahlungen. Andersherum formuliert sind die Hektar-

Sätze der LPR so kalkuliert, dass ein Landwirt  für seine Tätigkeiten mit beiden 

Zahlungen zusammen ausreichend entlohnt sein sollte. 

Auf Äckern kommt es in der Regel nicht zu Problemen bei der Erfüllung der Kriterien 

zur Bruttofläche. Im Grünland und gerade im beweideten Grünland gibt es jedoch 

zunehmend Probleme. Die Auslegung der Regeln, was denn noch als 

ordnungsgemäß bewirtschaftete Fläche angesehen werden kann, wurde zunehmend 

verschärft. Sicherlich spielt der Druck, den Steuerzahler und Verbraucher ausüben, 

damit der größte Posten des EU-Haushalts nicht ungerechtfertigt ausgezahlt wird, 

dabei eine große Rolle. Jedoch scheint es von EU-Land zu EU-Land, Bundesland zu 

Bundesland und teils sogar von Regierungsbezirk zu Regierungsbezirk 

unterschiedliche Auslegungen dessen zu geben, was erlaubt und förderfähig ist und 

was nicht. 

Grundsätzlich ist ein LPR-Vertrag nicht an landwirtschaftliche Bruttofläche gebunden. 

Es können auf Nicht-Bruttoflächen auch entsprechende Verträge abgeschlossen, 

dafür sogar eigene Sätze kalkuliert und somit die Nichtauszahlung der 

Direktzahlungen kompensiert werden. Allerdings sind diese Eigenkalkulationen mit 

hohem Aufwand verbunden und sie werden im Land nicht allzu gern gesehen. Was 

nun in einer Kontrolle als plausibel akzeptiert würde und was beanstandet werden 

würde, ist auch relativ unklar. Es gibt keine Schulungen zu dem Thema und auch 

wenig belastende Aussagen höherer Verwaltungsebenen. Die zwei bisher 
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anscheinend immer anerkannten Berechnungsmethoden sind aufwändig in der 

Einarbeitung. 

Die landwirtschaftlichen Flächen werden häufig überprüft und angepasst. Ändert sich 

etwas an dem Status einer Fläche, so kann der LPR-Vertrag nicht fortgesetzt 

werden. Auf landwirtschaftlicher Bruttofläche können nur A1-Verträge liegen, auf 

Nicht-Bruttofläche können nur A2-Verträge liegen. Ändert sich der Flächenstatus, 

muss der Vertrag angepasst oder, wenn auf der ganzen Fläche der Status geändert 

wurde, ein neuer Vertrag geschlossen werden. Mittlerweile ist es leider fast die Regel 

geworden, dass ein LPR-Vertrag nicht über die Laufzeit von fünf Jahren läuft, 

sondern dass er zwischendurch angepasst werden muss. Häufig muss der Vertrag 

aber nicht fachlich angepasst werden, sondern oft geht es um eine Anpassung der 

Vertragsfläche aufgrund einer geänderten Abgrenzung der Bruttofläche. Oft geht es 

um Abweichungen im Quadratmeter-Bereich. 30 m² sind bei einem Baugrundstück in 

der Stadt viel Fläche; bei einer Wiese fallen sie jedoch kaum auf. Liegt die Wiese am 

Waldrand und der Wiesenrand ist aufgrund von Baumwurzeln nicht ganz genau 

abgrenzbar, so reicht teils schon die Verschiebung der Bruttofläche um 30 cm zur 

Seite aus, um auf der gesamten Länge des Flurstücks „Abzugsflächen“ dieser 

Größenordnung zu erhalten. 

In der aktuellen Förderperiode wird quadratmetergenau gerechnet. Eine Rundung 

auf ar, wie in der letzten Förderperiode, gibt es nicht mehr.  
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8.2 Presse 

 

 

Abbildung 17: eigene Pressemitteilung "Geschäftsstelle des LEV wieder komplett", Februar 
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Abbildung 18: Artikel in Schwäbischer Zeitung über Baumann-Termin und über Saatgut-Projekt, Juni 
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Abbildung 19: Artikel in der NaturschutzInfo (Zeitschrift der Staatlichen Naturschutzverwaltung BW, 
herausgegeben von der LUBW), Ausgabe 01/2017 

 


